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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Mit dem Abbau der durch Covid-19 entstandenen Schulden beschäftigte sich im
Dezember 2020 auch Peter Hegglin (mitte, ZG) in einer Motion. Bundesrat und
Parlament hatten im Dezember 2020 entschieden, einen Teil des (ordentlichen)
strukturellen Überschusses der Staatsrechnung 2019 als Gutschrift auf das
Amortisationskonto – also als ausserordentliche Einnahmen – zu verbuchen, um damit
einen Teil des als ausserordentliche Ausgaben verbuchten Corona-bedingten Defizits
decken zu können. Auch Peter Hegglin schlug nun in seiner Motion vor, das Defizit des
Amortisationskontos im Jahr 2020 zu zwei Dritteln durch den Überschuss bei den
ordentlichen Einnahmen der letzten Jahre zu decken. Das verbliebene Drittel des
Defizits auf dem Amortisationskonto sollte hingegen wie üblich abgebaut werden
müssen, jedoch ausnahmsweise nicht in sechs, sondern in zwölf Jahren. Dadurch
müssten im ordentlichen Budget jährlich etwa CHF 500 Mio. gespart werden statt
jährlich CHF 1.8 Mrd. bis CHF 3 Mrd. (bei einem Abbau in 6 respektive 10 Jahren), wie
sie bei einem vollständigen ordentlichen Schuldenabbau anfallen würden. Letzteres
hätte denn auch einschneidende Sparmassnahmen zur Folge, welche die Erholung der
Wirtschaft stoppen könnten, begründete Hegglin seine Motion. Diesem Argument
pflichtete der Bundesrat bei, erachtete aber bereits die Einsparungen von CHF 500
Mio. jährlich als schädlich für die Wirtschaft. Somit beantragte er die Motion zur
Ablehnung und verwies auf den Auftrag des Parlaments im Rahmen der
Legislaturplanung 2019-2023, eine Botschaft zum Abbau der Schulden ohne
Steuererhöhungen und Entlastungsprogramme vorzulegen, wobei er auch den ersten
Teil der Motion prüfen werde.
Der Ständerat folgte in der Frühjahrssession 2021 einem Ordnungsantrag Herzog (sp,
BS) auf Zuweisung der Motion an die FK-SR. Für das Jahr 2020, auf das sich die Motion
beziehe, sei diese bereits veraltet, jedoch gehe es darin eigentlich um den Abbau der
gesamtem Covid-19-Schulden – ein Thema, das noch immer offen sei. Somit solle die
Kommission die konkreten Vorschläge der Motion, wo sie nicht den bereits getroffenen
Entscheidungen widersprächen, in die Diskussion aufnehmen, argumentierte Herzog.
Damit zeigte sich der Motionär einverstanden und der Rat nahm den Antrag
stillschweigend an. 1

MOTION
DATUM: 10.03.2021
ANJA HEIDELBERGER

Im Nationalrat sorgte bei der Debatte zur Vorlage zur Vereinfachung und Optimierung
der Haushaltssteuerung in der Frühjahrssession 2021 insbesondere ein
Nichteintretensantrag Schwander (svp, SZ) für Diskussionen. Schwander und die SVP-
Fraktion erachteten die Umstellung von der Finanzierungsrechnung auf die
Erfolgsrechnung als nicht notwendig und ohne Mehrwert – das Parlament erhalte
dadurch nicht mehr Einfluss und die Vorgänge würden nicht transparenter –, zudem
widerspreche sie dem Verfassungsauftrag, den Volk und Stände 2001 mit dem Ja zur
Schuldenbremse erteilt hatten. Damals habe man in der Abstimmungskampagne
angekündigt, die Schuldenbremse mit einer Finanzierungsrechnung zu verfolgen,
weshalb man folglich bei der Verwendung der Finanzierungsrechnung bleiben solle.
Man müsse andere Möglichkeiten finden, der Kritik der EFK an den Rückstellungen für
Rückforderungen der Verrechnungssteuer in der Staatsrechnung zu begegnen. Die
Kommissionssprechenden Ursula Schneider Schüttel (sp, FR) und Alex Farinelli (fdp, TI)
hoben hingegen hervor, dass sich bei der Schuldenbremse nichts ändern werde, sie
bleibe de facto gleich. Finanzminister Maurer verwies ergänzend auf den Auftrag des
Parlaments in Form der angenommenen Motion Hegglin (mitte, ZG; Mo. 16.4018) und
betonte, dass die Schuldenbremse gar von einer periodengerechten Haushaltsteuerung
profitiere. Mit 135 zu 50 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) sprach sich der Nationalrat für
Eintreten aus. 
Die Kommissionsmehrheit beantragte, in sämtlichen Punkten dem Ständerat zu folgen,
der Nationalrat hatte jedoch über drei Minderheitsanträge zu beraten. Eine Minderheit
Fischer (glp, LU) wollte vollständig, also auch bei der Berechnung der Schuldenbremse,
auf die Erfolgsrechnung umsteigen und damit die Haushaltsteuerung noch weiter
vereinfachen. Damit wäre Neuverschuldung nur zur Finanzierung von Neuinvestitionen,
nicht aber für laufende Ausgaben möglich. Dieser Vorschlag widerspreche der
Schuldenbremse, betonte der Finanzminister, zumal Investitionen von der
Schuldenbremse ausgenommen wären, nicht aber die in den folgenden Jahren
vorgenommenen Abschreibungen. Damit würden die finanziellen Folgen von
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Investitionen erst in späteren Jahren anfallen, was dem Sinn der Schuldenbremse
widersprechen würde.
Eine Minderheit Schwander störte sich an der ebenfalls geplanten Änderung des
Nachtragsverfahrens, die bereits im Ständerat zu grossen Diskussionen geführt hatte.
Diese Vereinfachung gehe zulasten des Parlaments, kritisierte Pirmin Schwander, das so
noch stärker vor vollendete Tatsachen gestellt werde. 
Einen Einbezug der Risiken für die Umwelt bei der Frage nach Risikolage und Kosten-
Nutzen-Verhältnis der Ausgaben, also einen Climate-Budgeting-Prozess, verlangte eine
Minderheit Badertscher (gp, BE). Die Bundesverwaltung solle somit in ihren Ausgaben
die «Umwelt und insbesondere de[n] Klimawandel» berücksichtigen müssen.
Finanzminister Maurer betonte jedoch, dass die Revisoren des Bundes nicht für die
Berücksichtigung von Umweltfaktoren geschult seien – eine entsprechende Regelung
müsste daher, wenn überhaupt, andernorts geschaffen werden. 
Deutlich lehnte der Nationalrat sämtliche Minderheitsanträge ab und schuf folglich
keine Differenzen zum Ständerat. Mit 142 zu 51 Stimmen (gegen den Willen der Mehrheit
der SVP-Fraktion) nahm die grosse Kammer den Entwurf in der Gesamtabstimmung an
und schrieb gleichzeitig die Motion Hegglin sowie die Motion der FK-NR gegen eine
Aufweichung der Schuldenbremse (Mo. 16.3634) ab – Letzteres ebenfalls gegen den
Willen der SVP-Fraktion.

Dieselben Fronten blieben auch eine Woche später bei den Schlussabstimmungen
bestehen, bei denen sich der Nationalrat mit 140 zu 53 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
für die Gesetzesänderung aussprach und der Ständerat dieser mit 43 Stimmen zu 1
Stimme – derjenigen von Werner Salzmann (svp, BE) – zustimmte. 2

Im September 2022 zog Motionär Peter Hegglin (mitte, ZG) seinen Vorstoss für einen
verträglichen Abbau der Covid-19-Schulden stillschweigend zurück. Noch im selben
Monat verabschiedete das Parlament die Änderung des Finanzhaushaltgesetzes zum
Abbau der coronabedingten Verschuldung. Zuvor war die in der Motion enthaltene Idee,
dass ein Teil des positiven Saldos des Ausgleichskontos für den Schuldenabbau auf dem
Amortisationskonto verwendet werden könnte, als eine von zwei Möglichkeiten in die
Botschaft des Bundesrates eingeflossen – das Parlament hatte sich in der Folge aber
dagegen entschieden. 3

MOTION
DATUM: 07.09.2022
ANJA HEIDELBERGER

In der Herbstsession 2022 bereinigte das Parlament die Änderung des
Finanzhaushaltgesetzes zum Abbau der coronabedingten Verschuldung. Bei der ersten
Beratung im Ständerat lagen ähnliche Anträge vor wie zuvor bei der Beratung im Erstrat.
Jedoch hatte sich die Ausgangslage verändert: Während der Bundesrat und auch der
Nationalrat bei seiner Erstberatung davon ausgegangen waren, die ausserordentlichen
Ausschüttungen der SNB für den Covid-19-Schuldenabbau verwenden zu können, hatte
der Bundesrat in der Zwischenzeit als Antwort auf eine Frage von Gerhard Andrey (gp,
FR) bekannt gegeben, dass Bund und Kantone gemäss den vorläufigen, bis Juni 2022
vorliegenden Zahlen von der SNB am Ende des Jahres weder den Grundbetrag noch
Zusatzausschüttungen erhalten würden – diese Zahlen könnten sich aber bis Ende Jahr
durchaus noch ändern, wie der Bundesrat betont hatte. Die FK-SR rechnete in der
Folge jedoch nicht mehr mit den entsprechenden Geldern, was die Dauer des
Schuldenabbaus deutlich verlängern würde, wie verschiedene Sprechende betonten.
Dennoch beabsichtigte die Kommissionsmehrheit, die Corona-bedingten Schulden, die
sich Ende 2022 auf etwa CHF 26 Mrd. belaufen werden, mithilfe der zukünftigen
ordentlichen Überschüsse abzubauen und dabei auf eine Verwendung eines Teils der
bisherigen ordentlichen Überschüsse auf dem Ausgleichskonto, wie sie der Nationalrat
vorgeschlagen hatte, zu verzichten. Entsprechend wollte die Mehrheit der FK-SR die
Dauer des Schuldenabbaus ebenfalls wie vom Bundesrat vorgesehen bis 2035, bei
ausserordentlichen Ereignissen bis 2039 verlängern. Sowohl Kommissionssprecherin
Gapany (fdp, FR) als auch Finanzminister Maurer äusserten sich zum Vorschlag der
Kommissionsmehrheit. Letzterer argumentierte, dass auf dem Ausgleichskonto nicht
wirklich Geld liege, «sondern das ist einfach die Statistik des ordentlichen
Bundeshaushalts». Folglich wäre die Verrechnung der beiden Konten ein «Signal, dass
wir bereit sind, in der Finanzpolitik die Zügel zu lockern». Diese Befürchtung teilte eine
Minderheit I Hegglin (mitte, ZG), die in Übereinstimmung mit dem Nationalrat die Hälfte
der Schulden auf dem Amortisationskonto durch die ordentlichen Überschüsse
finanzieren und im Gegenzug die Abbaufrist verkürzen wollte, nicht. Vielmehr
entwickelte sich eine Diskussion zur Frage, welche Massnahme die grösste Freiheit für
das Parlament mit sich bringe: die Beibehaltung des Überschusses auf dem
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Ausgleichskonto oder eine schnelle Tilgung der Schulden auf dem Amortisationskonto.
Eine Minderheit II Herzog (sp, BS) wollte überdies nicht nur einen Teil, sondern gar den
ganzen Überschuss auf dem Ausgleichskonto zum Covid-19-Schuldenabbau verwenden,
um den mittel- oder langfristig grösstmöglichen Handlungsspielraum zu schaffen. Die
Minderheitensprecherin zog ihren Antrag jedoch später zurück. Mit 28 zu 16 Stimmen
sprach sich der Ständerat anschliessend für den Mehrheitsantrag und somit gegen eine
Verwendung des Überschusses auf dem Ausgleichskonto aus.

Noch in der Herbstsession folgte der Nationalrat seinem Schwesterrat in dieser Frage.
Die Kommissionsmehrheit beantragte, an der ursprünglichen Position des Nationalrats
festzuhalten und weiterhin eine Verrechnung eines Teils des Überschusses auf dem
Ausgleichskonto mit dem Amortisationskonto vorzunehmen und im Gegenzug die Frist
für den Schuldenabbau zu kürzen. Eine Minderheit Guggisberg (svp, BE) wollte jedoch
dem Bundesrat folgen, unter anderem da eine Vermischung der beiden Konten der von
der Stimmbürgerschaft angenommenen Idee der Schuldenbremse widerspreche, wie
Lars Guggisberg argumentierte. Mit 105 zu 83 Stimmen sprach sich der Nationalrat für
diesen Minderheitsantrag und somit gegen eine Verrechnung der beiden Konten aus
und bereinigte damit die einzige Differenz zum Ständerat. Die SP-, Grünen- und
Grünliberalen-Fraktionen sowie ein Mitglied der Mitte-Fraktion waren dabei der
Kommissionsmehrheit gefolgt.

In den Schlussabstimmungen nahm der Nationalrat die Änderung des FHG mit 152 zu 23
Stimmen (bei 17 Enthaltungen) an, der Ständerat einstimmig (45 zu 0 Stimmen). Die
Gegenstimmen und Enthaltungen im Nationalrat stammten von Mitgliedern der Grünen
Fraktion. 4

Eine verbesserte Finanzplanung und -steuerung beim Bund verlangte Peter Hegglin
(mitte, ZG) im Juni 2022. Konkret soll der Bundesrat zukünftig eine mehrjährige, dem
Parlament vorzulegende Finanzstrategie als Teil der strategischen Ziele erarbeiten.
Diese soll eine kohärente Zielsetzung, Massnahmen zur Zielerreichung, eine Beurteilung
möglicher Risikofaktoren sowie entsprechende Lösungsvorschläge enthalten. Zwar
bestünden bereits kurz-, mittel- und langfristige Planungsinstrumente, diese seien aber
zu wenig verbindlich und zu wenig miteinander verknüpft. Entsprechend würden
langfristige Risikoanalysen auch zu wenig in die Finanzplanung einfliessen und die
Langfristperspektive allgemein zu wenig beachtet, wie etwa ein Bericht des EFD
aufgezeigt habe. Eine verbesserte Planung sei aber aufgrund von «mittel- bis langfristig
[...] enormen Herausforderungen» nötig, so der Motionär. 
Der Bundesrat erachtete ein solches zusätzliches Instrument als nicht notwendig und
beantragte die Motion zur Ablehnung. Stattdessen verwies er auf zwei neue
Instrumente, mit denen er die mittel- und langfristige Planung stärken wolle: die
Berichte zur Langfristperspektive für die öffentlichen Finanzen und die
Mittelfristperspektive sowie die steuer- und finanzpolitischen Prioritäten im
Legislaturfinanzplan. Darüber hinaus betonte er, dass auch neue Finanzplaninstrumente
die grossen externen Entwicklungen der letzten drei Jahre nicht hätten zu erfassen
vermögen. 
In der Herbstsession 2022 wies der Ständerat die Motion einem Ordnungsantrag Stark
(svp, TG) folgend stillschweigend seiner Kommission zur Vorberatung zu. 5

MOTION
DATUM: 28.09.2022
ANJA HEIDELBERGER

Nachdem die Motion Hegglin (mitte, ZG) für eine verbesserte Finanzplanung und
-steuerung beim Bund in der Herbstsession 2022 der FK-SR zur Vorberatung
zugewiesen worden war, empfahl diese die Motion im November 2022 mit 5 zu 0
Stimmen (bei 4 Enthaltungen) zur Annahme. Die Kommission teilte die Ansicht des
Motionärs, dass die bestehenden Finanzplanungsinstrumente nur eine kurzfristige oder
sehr langfristige, jedoch keine mittelfristige Perspektive mit einem Zeithorizont von 10
bis 15 Jahren erlaubten. Die Motion verpflichte den Bundesrat zudem neu zur Schaffung
von Korrekturmassnahmen bei einer Verschlechterung der Finanzaussichten. Eine
Kommissionsminderheit sah in der Motion hingegen keinen Mehrwert, da die
entsprechenden Instrumente bereits vorhanden seien. Letztere Ansicht teilte nicht nur
der Bundesrat, sondern wohl auch die Mehrheit des Ständerats, der den Vorstoss in der
Wintersession 2022 mit 22 zu 16 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) ablehnte. 6
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Epidemien

Zu Beginn der Wintersession 2021 machte sich der Ständerat an die Beratung der
vierten Revision des Covid-19-Gesetzes. Kommissionssprecher Rechsteiner (sp, SG)
verwies auf die in doppeltem Sinne spezielle Ausgangslage: Einerseits habe man
ursprünglich erwartet, dass die Pandemie bis Ende 2021 vorüber sei – entsprechend
habe man das Covid-19-Gesetz ursprünglich bis Ende 2021 begrenzt. Nun stiegen
jedoch die Infektionszahlen «in einem Ausmass, das wir uns noch vor Kurzem so nicht
hätten vorstellen können». Zudem hatten die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger nur
Tage zuvor nach dem Gesetz selbst auch dessen zweite Revision an der Urne mit über
60 Prozent Ja-Stimmen gutgeheissen. «Das Abstimmungsresultat kann so auch als
eindrückliche Bestätigung der Politik und der Beschlüsse des Bundesrates [...] gelesen
werden, aber auch – und das möchte ich hier unterstreichen – als eine Bestätigung der
Politik und der Beschlüsse des Parlamentes», freute sich Rechsteiner. Da die Krise aber
noch nicht zu Ende sei, müssten auch die «nötigen Massnahmen zur
Krisenbewältigung» aufrechterhalten werden. Aus diesem Grund stimme die SGK-SR
den Verlängerungsanträgen des Bundesrates zu und sei in einigen Punkten darüber
hinausgegangen. Auch Gesundheitsminister Berset verwies auf den neuen Höchststand
an täglichen Fallzahlen und betonte insbesondere die ungewisse Situation: Zwar habe
man im Vergleich zum letzten ähnlich starken Anstieg eine Impfung und eine gewisse
Immunität gegenüber dem Virus entwickelt, gleichzeitig sei diese Mutation jedoch viel
ansteckender als frühere. Dennoch möchte der Bundesrat auf die zusätzlichen, durch
die Kommission eingebrachten Verlängerungen verzichten, da es in den jeweiligen
Bereichen auch ordentliche Instrumente gebe, die genutzt werden könnten. Eintreten
wurde in der Folge ohne Gegenantrag beschlossen. 
Den zentralen Aspekt dieser Gesetzesänderung stellte die Verlängerung der
Geltungsdauer einzelner Artikel dar. Der Bundesrat plante, die verschiedenen
Regelungen zu unterschiedlichen Zeitpunkten auslaufen zu lassen. Als erstes sollte Ende
April 2022 die Übernahme der nicht gedeckten Kosten für Publikumsanlässe, der
sogenannte Schutzschirm für Publikumsanlässe, fallen – wie es bereits in der geltenden
Version des Covid-19-Gesetzes vorgesehen war. Bisher sei noch kein entsprechender
Antrag auf Entschädigung eingegangen, betonte Gesundheitsminister Berset. Da die
Massnahme also nicht zwingend nötig erscheine, solle man sie im Sinne einer
Übergangslogik nach dem Winter auslaufen lassen. Dagegen wehrte sich jedoch die
SGK-SR, welche den Schutzschirm bis Ende 2022 aufrechterhalten wollte. Er sei auch
im Jahr 2022 nötig, betonte Kommissionssprecher Rechsteiner – wenn die Gelder nicht
beansprucht würden, sei dies umso besser. Mit 37 zu 5 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
setzte sich die Kommissionsmehrheit gegen den Bundesrat durch. 
Bei der Unterstützung der Sportvereine hingegen folgte der Ständerat stillschweigend
dem Vorschlag des Bundesrates: Ende Juni 2022, nach der aktuellen Sportsaison, sollen
die A-Fonds-perdu-Beiträge und Darlehen für die Sportklubs auslaufen.
Für die meisten Massnahmen beabsichtigte der Bundesrat eine Laufzeit bis Ende 2022,
so etwa für die Kriterien und Richtwerte des Covid-19-Gesetzes, für die meisten
Bestimmungen zu Massnahmen im Gesundheitsbereich, für alle Massnahmen zum
Arbeitnehmendenschutz, im Asyl- und Ausländerbereich, zu Grenzschliessungen, zum
Einsatz technischer Hilfsmittel bei Verhandlungen und Einvernahmen sowie bei den
übrigen Massnahmen im Kulturbereich (mit Ausnahme des Schutzschirms). Im
Unterschied zum Bundesrat beantragte die Mehrheit der SGK-SR überdies
verschiedene Massnahmen der ALV, insbesondere diejenigen zur
Kurzarbeitsentschädigung, aber etwa auch die längere Rahmenfrist für den
Leistungsbezug oder eine Regelung zur Entlastung der Durchführungsstellen, bis Ende
2022 zu verlängern. Der Bundesrat wehrte sich erfolglos dagegen, während eine
Minderheit Hegglin (mitte, ZG) zukünftig zumindest auf das vereinfachte
Abrechnungsverfahren in der Arbeitslosenversicherung verzichten wollte. Sein Antrag
blieb jedoch ebenfalls erfolglos. 
Vergessen gegangen in der Liste der Verlängerungen seien die Massnahmen im Bereich
der politischen Rechte, kritisierte Thomas Minder (parteilos, SH) und schlug in einem
Einzelantrag auch deren Verlängerung bis Ende 2022 vor. Die Sammlung von
Unterschriften sei Corona-bedingt noch immer erschwert, weshalb die administrative
Erleichterung für die Referendums- und Initiativkomitees beibehalten werden solle. Mit
40 zu 4 Stimmen hiess der Ständerat die entsprechende Verlängerung gut. 
Jakob Stark (svp, TG) beantragte schliesslich in einem Einzelantrag, die generelle
Geltungsdauer des Covid-19-Gesetzes, welche Bundesrat und Kommission bis Ende
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2022 verlängern wollten, auf Ende Juni 2022 zu beschränken. Er wollte damit dem
Bundesrat sowie der Bevölkerung das Signal geben, dass man im Laufe des Jahres
wieder zu der ordentlichen Gesetzgebung zurückkehren wolle. Entsprechende Anträge
seien auch in der WBK und der SGK-NR diskutiert worden. Nachdem Hans Stöckli (sp,
BE) korrigiert hatte, dass es sich auch beim Covid-19-Gesetz um ordentliche
Gesetzgebung handle – wenn auch um dringliche –, lehnte der Ständerat den Antrag
Stark mit 28 zu 10 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) ab.

Neben den Fristverlängerungen sah der Bundesrat nur wenige weitere Änderungen des
Covid-19-Gesetzes vor. Eine davon betraf die Erwerbsausfallentschädigungen. Diese
wollte die Regierung und mit ihr eine Minderheit Hegglin zukünftig nur noch im Falle
von Unterbrüchen in der Erwerbstätigkeit aufgrund von Covid-19-Massnahmen des
Bundes gewähren, nicht aber wie bisher auch bei massgeblichen Einschränkungen der
Erwerbstätigkeit. Die Regelung dazu, was massgebliche Einschränkungen seien, sei zu
unklar und berge daher Missbrauchspotenzial, kritisierte Hegglin. Die Mehrheit der
SGK-SR wollte hingegen beim geltenden Recht bleiben – Kommissionssprecher
Rechsteiner verwies auf zahlreiche Verbände betroffener Branchen, die um eine
Beibehaltung der bisherigen Regelung gebeten hätten. Mit 34 zu 8 Stimmen sprach sich
der Ständerat für den Mehrheitsantrag aus. Stillschweigend folgte der Ständerat der
Regierung hingegen bei ihrem Vorschlag, neben den Kantonen neu auch dem SECO
Kontrollmöglichkeiten bezüglich der Härtefallmassnahmen zu gewähren. 
Ein Minderheitsantrag Germann (svp, SH) schlug schliesslich als Ergänzung zum
geltenden Recht vor, dass angemessene Schutzkonzepte bei Veranstaltungen und
privaten Zusammenkünften zukünftig nur möglich sein sollen, wenn sie zur
«Sicherstellung der Kapazitäten im Gesundheitsbereich» erforderlich sind. Gemäss
geltendem Recht mussten sie «verhältnismässig» sein. Er wolle damit verhindern, dass
die Covid-19-Massnahmen «leichtfertig wieder auf alle möglichen Aktivitäten in den
Bereichen Sport, Kultur und Freizeit ausgedehnt werden könnten», begründete
Germann den Antrag. Mit 28 zu 14 Stimmen lehnte der Ständerat die Ergänzung ab. 
Auch in anderen Gesetzen standen einzelne Regelungen zur Diskussion: Stillschweigend
verlängert wurde dabei die Geltungsdauer einzelner Bestimmungen im
Epidemiengesetz, etwa zum Proximity-Tracing-System, zur internationalen
Zusammenarbeit und zu den Ordnungsbussen. Ein Einzelantrag Hegglin verlangte
überdies, dass der Bund auch im Jahr 2022 einen ausserordentlichen Beitrag an den
ALV-Ausgleichsfonds leisten und wie in den Jahren zuvor die Aufwendungen für die
Kurzarbeitsentschädigung übernehmen solle. Mit 39 zu 0 Stimmen (bei 3 Enthaltungen)
sprach sich der Ständerat für diese Regelung aus. 

In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat die vierte Revision des Covid-19-
Gesetzes mit 34 zu 0 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) an. Ratspräsident Hefti (fdp, GL) gab
dabei bekannt, dass der Rat zwei Petitionen (Pt. 21.2007 «Corona-Massnahmen und
Impfpass» von Regula Heinzelmann und Pt. 21.2020 «Für einen Strategiewechsel beim
Corona-Gesundheitsschutz» von Peter Mattmann-Allamand) zur Kenntnis genommen
habe. 7

In der Wintersession 2022 bereinigte das Parlament die fünfte Änderung des Covid-19-
Gesetzes, bei der es darum ging zu entscheiden, welche Massnahmen nach der
Rückkehr in die normale Lage gemäss Epidemiengesetz bis Juni 2024 weitergeführt
werden sollen. Eintreten war im Ständerat unbestritten, umstritten war in der Folge nur
die Frage, ob und wie lange die Covid-19-Teststrategie aufrechterhalten wird, wer dafür
zuständig sein wird und wer diese bezahlen soll. Nach Testkosten von CHF 2.1 Mrd. im
Jahr 2021 und laufenden CHF 1.6 Mrd. im Jahr 2022 würden für das kommende Jahr
Testkosten in der Höhe von CHF 430 Mio. und für 2024 Kosten im Umfang von CHF 210
Mio. erwartet, erläuterte Kommissionssprecher Dittli (fdp, UR). Der Bundesrat hatte
vorgeschlagen, dass die Kantone von Januar bis März 2023 für die vom Bund
abgerechneten Testkosten aufkommen und ab April 2023 neben den Kosten auch für
die Durchführung und Detailregelungen der Tests zuständig sein sollen. Der Nationalrat
wollte jedoch als Erstrat die Verantwortung für Durchführung und Kosten der Tests bis
Juni 2024 beim Bund belassen. Eine Minderheit II Stöckli (sp, BE) vertrat die
nationalrätliche Position im Ständerat und argumentierte, dass man das bewährte
Testregime so lange fortsetzen solle, wie es nötig sei. Eine Übertragung an die Kantone
sei nicht sinnvoll, da man ansonsten 26 verschiedene Testregimes haben werde. Die
Kommissionsmehrheit pflichtete zwar dem Nationalrat bei, Organisation und Kosten
der Tests bis Ende März 2023 beim Bund zu belassen, wollte aber ab April 2023 zum
«Normalzustand» (Dittli) zurückkehren, also vollständig auf eine staatliche Finanzierung
der Tests verzichten. In der Folge müssten erneut die Krankenkassen und die
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Privatpersonen für die Kosten aufkommen. Das Testregime sei aufwändig und
kostenintensiv und bringe nach dem Ende der Grippesaison nur noch wenig,
argumentierte der Kommissionssprecher. Als Kompromiss zwischen den beiden
Positionen bezeichnete Maya Graf ihre Minderheit I, welche die Verantwortung wie der
Bundesrat ab April 2023 den Kantonen übertragen, im Gegensatz zur Regierung jedoch
die Kosten bis Ende März 2023 noch dem Bund belasten wollte. Einen etwas anderen
Ansatz verfolgte eine Minderheit III Hegglin (mitte, ZG), welche die Testkosten nur bei
einer besonderen Lage gemäss Epidemiengesetz vom Bund abgelten lassen wollte – mit
dieser Regelung würden die Tests somit Ende 2022 auslaufen. Seit der Rückkehr in die
normale Lage habe man keine Massnahmen gegen die Pandemie mehr ergriffen,
entsprechend sei es auch nicht mehr zentral, eine «Übersicht über die
epidemiologische Entwicklung» zu haben – die man überdies durch Abwasserproben
günstiger haben könne, begründete der Minderheitensprecher seinen Antrag.
Gesundheitsminister Alain Berset fürchtete vor allem die Verbindung der Tests mit der
Lage gemäss Epidemiengesetz, zumal dies den Druck – auch der Kantone – zur
Rückkehr in die besondere Lage verstärken könne. Er beantragte dem Rat folglich, beim
bundesrätlichen Vorschlag zu bleiben. In der Ausmehrung setzte sich jedoch der Antrag
der Minderheit III Hegglin durch. Der Ständerat entschied sich somit für die
Verknüpfung der Testkostenübernahme mit der Lage gemäss Epidemiengesetz und
schuf eine erste Differenz zum Nationalrat.

Stillschweigend folgte der Ständerat seiner Kommission bei der Frage der
Vorhalteleistungen: Der Nationalrat hatte vorgeschlagen, dass die Kantone
Finanzierungsvereinbarungen für ausserkantonale Covid-19-Patientinnen und
-Patienten abschliessen sollten. Die Kantone hatten sich aufgrund des grossen
administrativen Aufwands dagegen gewehrt, zudem kritisierte die SGK-SR, dass ein
solches Vorgehen gegen die Regeln der Spitalfinanzierung verstosse. Der Ständerat
lehnte die Regelung folglich ab und schuf eine zweite Differenz zum Nationalrat.
Hingegen stimmte er – wie vom Nationalrat vorgeschlagen – für die Aufrechterhaltung
der Regelung, wonach Nationalrätinnen und Nationalräte bei Covid-19-Quarantäne oder
-Isolation – sollten diese wieder nötig werden – in Abwesenheit abstimmen können.
Einstimmig nahm der Ständerat den Entwurf in der Folge an (mit 43 zu 0 Stimmen). 8
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